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1. Das Verfahren zur Festsetzung von Wasserschutzgebieten 
 
 
1.1 Sinn und Zweck des Verfahrens 
 
Wasser ist unser wertvollstes Lebensmittel, denn ohne Wasser ist ein Leben auf unserer 
Erde nicht möglich. Die Versorgung der Bevölkerung mit ausreichenden Mengen hoch-
wertigen Wassers ist eine wichtige Maßnahme der Daseinsfürsorge und bedarf des 
Schutzes aller. 
 
Die Qualität des zur Trinkwassergewinnung nutzbaren Wassers, unabhängig davon, ob 
es aus Brunnen oder Quellen (Grundwasser) oder aber aus Oberflächenwasser (z. B. 
Stauseen) stammt, muss durch 
 

• umweltverträgliche Produktion, 
• ökologische Landwirtschaft und 
• Beschränkungen der privaten Nutzungen 

 
in den Einzugsgebieten der Trinkwassergewinnungsanlagen gesichert werden.  
Seine Quantität muss durch eine Verringerung der Bodenversiegelung bewahrt und ge-
gebenenfalls durch spezielle Maßnahmen erhöht werden. 
 
Die überwiegende Menge (ca. 95 %) des benötigten Trinkwassers wird in Hessen aus 
Grundwasservorkommen gedeckt. 
Der Grundwasserschutz ist daher für die Sicherung der öffentlichen Wasserversor-
gung besonders wichtig. 
 
Neben den allgemeinen Vorschriften und Regeln der Gewässerbenutzungen und des 
Gewässerschutzes hat die Festsetzung von Wasserschutzgebieten eine besondere 
Bedeutung. 
 
Mit den in der jeweiligen Wasserschutzgebietsverordnung festgelegten 
 

• Ge- und Verboten sowie 
• Handlungs- und Duldungspflichten 

 
als Instrumente des vorbeugenden Grundwasserschutzes wird dieser hervorragenden 
Bedeutung Rechnung getragen. 
 
Die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes stellt eine vorbeugende Maßnahme zur Si-
cherung der für die Allgemeinheit vordringlichen Trinkwasserversorgung dar.  
 
In dem durch die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes betroffenen Gebiet, dominiert 
die Sicherung des Trinkwassers alle anderen Nutzungen, bis hin zu deren völligem Ver-
bot, sofern dies zur Erreichung des Schutzzieles erforderlich ist. 



Das Verfahren zur Festsetzung von Wasserschutzgebieten 
  

 

4 

 
1.2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Die rechtlichen Grundlagen für die Festsetzung von Wasserschutzgebieten finden sich in 
 

• §§ 51 und 52 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts  
(Wasserhaushaltsgesetz -WHG-). 
 
und 
 

• §§ 13 und 33 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) 
 
Wasserschutzgebiete werden nach § 51 WHG durch Rechtsverordnung festgesetzt. 
Die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes kann gemäß § 51 WHG nur erfolgen, wenn 
dies zum Wohle der Allgemeinheit geschieht. Eines der in § 51 Abs. 1 Ziffern 1 bis 3 
formulierten Kriterien reicht zur Festsetzung eines Wasserschutzgebietes aus. 
 
Das Verfahren zum Erlass einer Wasserschutzgebietsverordnung richtet sich nach  
§ 13 HWG. 
 
In der Wasserschutzgebietsverordnung werden in dem Einzugsgebiet einer Wasserge-
winnungsanlage Maßnahmen festgeschrieben, die zur Erreichung des Schutzes und da-
mit zur Erhaltung des Trinkwassers notwendig sind. 
 
Das Verfahren zur Festsetzung eines Wasserschutzgebietes endet mit dem Erlass einer 
Rechtsverordnung, die nach ihrer Veröffentlichung im Staatsanzeiger des Landes Hes-
sen in Kraft tritt. 
 
Zuständig für die Durchführung des Verfahrens zur Festsetzung von Wasserschutzge-
bieten ist nach § 76 HWG das Regierungspräsidium als Obere Wasserbehörde.  
 
Konkret ist das  
 

Dezernat 41.1 - Grundwasserschutz, Wasserversorgung 
 
verfahrensführendes Dezernat. 
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2. Der Verfahrensablauf 
 
 
Zum besseren Überblick ist der Verfahrensablauf in dem folgenden Schau-
bild dargestellt: 
 
 
 
 
 Station 0 Station 1 Station 2 Station 3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die einzelnen Stationen werden im Folgenden näher erläutert. 
 
Station 0 in Ziffer 2.1 
Station 1 in Ziffer 2.2  
Station 2 in Ziffer 2.3 
Station 3 in Ziffer 2.4 
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2.1 Station 0 - Grundlagenerfassung 
 
Wasserschutzgebiete werden vom Regierungspräsidium - Obere Wasserbehörde - durch 
Rechtsverordnung festgesetzt. 
 
Die Träger der öffentlichen Wasserversorgung haben dazu beizutragen, das Wasser ihrer 
Wassergewinnungsanlagen vor Verunreinigung zu schützen. 
 
Es obliegt ihnen, dem Regierungspräsidium mit einer Anregung zur Wasserschutzge-
bietsfestsetzung oder -änderung die hierfür notwendigen fachlichen Unterlagen vorzule-
gen, wenn ein Wasserschutzgebiet noch nicht festgesetzt ist oder ein vorhandenes nicht 
den hinreichenden Gewässerschutz gewährleistet. Kommt der Wasserversorger der Ver-
pflichtung zur Vorlage der benötigten Unterlagen nicht nach, so kann die Obere Wasser-
behörde diese auf Kosten des Wasserversorgers erstellen bzw. erstellen lassen. 
 
Die Obere Wasserbehörde hat darauf hinzuwirken, dass die zum Wohl der Allgemeinheit 
erforderlichen Wasserschutzgebiete zügig festgesetzt und die hierfür benötigten fachli-
chen Unterlagen vorgelegt werden. Die Obere Wasserbehörde befindet über die Erfor-
derlichkeit einer Wasserschutzgebietsfestsetzung und legt fest, wo sie mit besonderer 
Priorität vorzunehmen ist. 
 
 
Anregung durch den Träger der Wasserversorgung 
 
Vom Wasserversorger sind folgenden Unterlagen, die grundsätzlich 5-fach vorzulegen 
sind, beim verfahrensführenden Dezernat 41.1 einzureichen: 
 

a) Erläuterungsbericht mit Beschreibung der Anlage(n) einschließlich der  
zugehörigen Grundwassermessstelle(n); 

 
b) topographische Karte i. M. 1 : 25.000 mit Eintragung der der Wasserversorgung 

 dienenden Anlagen im Umkreis von mindestens 500m; 
 
c) unbeglaubigte Abzeichnung aus dem Katasterkartenwerk (Kartenauszüge), in 

 der die vorhandene(n) Wassergewinnungsanlage(n) mit lage- und höhenmäßiger 
 Einmessung eingetragen sein muss/müssen; 

 
d)  die erforderlichen Schichtenverzeichnisse sowie die Bestandszeichnungen (Aus-

bauzeichnungen von Brunnen, Stollen oder Quellfassungen); 
 

e)  Angabe der regelmäßigen Betriebsaufzeichnungen der letzten 5 Jahre (z.B. 
Grundwasserspiegelmessungen, Förderraten) sowie Pumpversuchsergebnisse 
bzw. bei Quellen, Ergebnisse der Schüttungsmessungen; 
 

 eine tabellarische oder grafische Übersicht über die Ergebnisse der Rohwasser-
untersuchungen der letzten fünf Jahre; 
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In besonderen Fällen können, abhängig vom Einzelfall, weitere Unterlagen angefordert 
werden. Die Anzahl der vorzulegenden Unterlagen ist vorher abzustimmen. 
 
Soweit mit der Fertigung der Unterlagen ein sachverständiger Dritter beauftragt wird, hat 
der Träger der Wasserversorgung dies der Oberen Wasserbehörde mitzuteilen. 
Der Träger der Wasserversorgung bevollmächtigt den sachverständigen Dritten, für ihn 
Erklärungen von der Oberen Wasserbehörde entgegenzunehmen. 
 
Die Antragsunterlagen werden von den zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Dezernats 41.1 auf Vollständigkeit geprüft. 
 
Der Wasserversorger erhält umgehend eine Bestätigung über den Eingang der Unterla-
gen. 
 
Mit dieser Eingangsbestätigung wird der Wasserversorger auf die Notwendigkeit der Er-
stellung eines hydrogeologischen Gutachtens als Grundlage der Abgrenzung des Was-
serschutzgebietes bzw. der einzelnen Schutzzonen hingewiesen. Dieses hydrogeologi-
sche Gutachten kann gegen Kostenerstattung durch das Hessische Landesamt für Na-
turschutz, Umwelt und Geologie oder durch sachverständige Dritte erstellt werden. Das 
Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie wird ggf. von der Oberen 
Wasserbehörde beauftragt. Hierzu ist dann vom Wasserversorger eine Kostenübernah-
meerklärung vorzulegen. 
 
Über die Einleitung des Wasserschutzgebietsverfahrens werden weitere Träger öffentli-
cher Belange mit einer topografischen Karte informiert. 
 
Von der geplanten Festsetzung eines Wasserschutzgebietes werden im Regelfall infor-
miert: 
 

• das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
(HLNUG) 

• die Untere Wasserbehörde 
• das Gesundheitsamt 
• die Landwirtschaftsverwaltung 
• die Straßenbauverwaltung (Hessen Mobil) 
• die Bergaufsicht und 
• das Forstamt (Hessen-Forst) 

 
Sind die fachlichen Unterlagen unvollständig, so sind diese unter Fristsetzung von sechs 
Wochen zwecks Ergänzung an den Träger der Wasserversorgung zurückzugeben. Nach 
erfolglosem Ablauf dieser Frist kann die Obere Wasserbehörde eine Nachfrist setzen o-
der das Verfahren von Amts wegen gegen Kostenerstattung weiter betreiben 
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Festsetzung von Amts wegen 
 
Wie bereits oben ausgeführt, hat das Regierungspräsidium als Obere Wasserbehörde 
auf die Festsetzung der erforderlichen Wasserschutzgebiete hinzuwirken. 
 
Legt der Träger der Wasserversorgung nicht innerhalb einer angemessenen Frist alle für 
die Festsetzung, Neufestsetzung oder Änderung eines Wasserschutzgebietes notwendi-
gen Unterlagen vollständig vor, so kann das Verfahren von Amts wegen durchgeführt 
werden. 
 
Alle Handlungen, die dem Träger der Wasserversorgung obliegen, werden im Verfahren 
von Amts wegen von der Oberen Wasserbehörde vorgenommen, insbesondere die Auf-
tragsvergabe zur Erstellung der notwendigen Unterlagen. Die hierfür aufgewendeten 
Kosten sind dem Träger der Wasserversorgung aufzuerlegen. 
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2.2 Station 1 - Grundlagenerstellung 
 
Zur Vorbereitung der Schutzgebietsfestsetzung wird von der verfahrensführenden Be-
hörde ein Ortstermin durchgeführt. 
 
Hieran sind beteiligt: 
 

• die Untere Wasserbehörde  
• das Gesundheitsamt 
• das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
• der begünstigte Wasserversorger (und ggf. der von ihm beauftragte sach-

verständige Dritte) 
• weitere Behörden, soweit ihre Belange betroffen sind (z. B. Forstamt, Land-

wirtschaftsverwaltung ...) 
 
Die seit der Vorlage der fachlichen Unterlagen durchgeführten Rohwasseruntersuchun-
gen und Betriebsdaten sind bei diesem Termin vorzulegen. 
 
Sinn dieses Ortstermins ist, sich erstmals gemeinsam ein Bild von den örtlichen Gege-
benheiten um die Gewinnungsanlage zu machen und gegebenenfalls weitere vorgreifli-
che Maßnahmen zu erörtern. Von diesem Ortstermin wird eine Niederschrift gefertigt, die 
den Beteiligten zugeht. 
 
Das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie oder ggf. der vom Was-
serversorger beauftragte sachverständige Dritte erstellt ein hydrogeologisches Gutach-
ten für das Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlagen mit einem Vorschlag zur Ab-
grenzung des Wasserschutzgebietes und der einzelnen Schutzzonen. Der Abgrenzungs-
vorschlag erfolgt, soweit dies möglich ist, parzellenscharf. Das Gutachten enthält weiter-
hin einen Vorschlag zur Einstufung des Wasserschutzgebietes in die Klassen A bis C in 
Abhängigkeit von der Nitratbelastung des Rohwassers sowie einen Vorschlag für die aus 
hydrogeologischer Sicht zu erlassenden Ver- und Gebote. Dieses Gutachten wird der 
Oberen Wasserbehörde (mit den fachlichen Unterlagen), dem Gesundheitsamt und dem 
Träger der Wasserversorgung zugeleitet. 
 
Die Einstufung in die Klassen A bis C geschieht wie folgt: 
 
Klasse A 
 

• Wasserschutzgebiete mit Nitratbelastung im Rohwasser der zu schützenden 
Wassergewinnungsanlagen kleiner 15 mg/l NO3-. 
 

• Wasserschutzgebiete mit Nitratgehalten im Rohwasser der schützenden Was-
sergewinnungsanlage von größer 15 mg/l NO3-, sofern bei sinkendem Trend 
mit einem Abfallen unter den 15-mg/l-Wert zu rechnen ist. 
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Klasse B 
 

• Wasserschutzgebiete mit Nitratgehalten im Rohwasser der zu schützenden 
Wassergewinnungsanlage von 15 bis 25 mg/l NO3-, 
 

• Wasserschutzgebiete mit Nitratgehalten im Rohwasser der zu schützenden 
Wassergewinnungsanlage von kleiner 15 mg/l NO3-, sofern bei steigendem 
Trend mit einem Übersteigen des 15-mg/l-Wertes zu rechnen ist, 
 

• Wasserschutzgebiete mit Nitratgehalten im Rohwasser der zu schützenden 
Wassergewinnungsanlagen von größer 25 mg/l NO3-, sofern bei sinkendem 
Trend mit einem Abfallen unter den 25-mg/l-Wert zu rechnen ist. 

 
Klasse C 
 

• Wasserschutzgebiete mit Nitratgehalten im Rohwasser der zu schützenden 
Wassergewinnungsanlage von größer 25 mg/l NO3-, 
 

• Wasserschutzgebiete mit Nitratgehalten im Rohwasser der zu schützenden 
Wassergewinnungsanlage von 15 bis 25 mg/l NO3-, sofern bei steigendem 
Trend mit einem Übersteigen des 25-mg/l-Wertes zu rechnen ist, 
 

• Wasserschutzgebiete, für die sonstige Anhaltspunkte (z. B. reduzierende Ver-
hältnisse) bestehen, dass ein erhöhter Nitrateintrag in das Grundwasser zu 
besorgen ist. 

 
 
Sofern das Gutachten von einem sachverständigen Dritten erstellt wird, ist das Merkblatt 
des Hessischen Landesamtes Naturschutz, für Umwelt und Geologie: „Anforderungen an 
ein hydrogeologisches Gutachten zur Festsetzung von Wasserschutzgebieten bei der 
Vergabe an sachverständige Dritte“ (Anlage zu diesem Verfahrensbuch) zu beachten. In 
diesem Fall erfolgt eine fachliche Prüfung des Gutachtens durch das Hessische Landes-
amt für Naturschutz, Umwelt und Geologie. 
 
Das hydrogeologische Gutachten ist wesentliche Grundlage des weiteren Verfahrens. 
 
Das Gesundheitsamt gibt innerhalb einer Frist von 6 Wochen eine gutachterliche Stel-
lungnahme auf der Grundlage des hydrogeologischen Gutachtens des beauftragten Drit-
ten oder des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie ab und 
leitet diese dem Regierungspräsidium zu. 
 
Die zuständige Landwirtschaftsverwaltung und - soweit erforderlich - das Forstamt er-
stellt/erstellen ebenfalls innerhalb einer Frist von 6 Wochen eine vereinfachte Stellung-
nahme zur geplanten Wasserschutzgebietsausweisung sowie - bei einem festzusetzen-
den Wasserschutzgebiet der Klasse C - eine gutachterliche Stellungnahme über den 
Stand und die Entwicklung der landwirtschaftlichen (bzw. forstwirtschaftlichen) Nutzung 
innerhalb des geplanten Wasserschutzgebietes und legt/legen diese dem Regierungs-
präsidium vor. 
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Auf der Grundlage der vorliegenden Gutachten und Stellungnahmen sowie ihrer fachli-
chen und örtlichen Kenntnisse legt die Obere Wasserbehörde die Grenzen des Wasser-
schutzgebietes fest. 
Soweit bei der zeichnerischen Darstellung die Grenzen der einzelnen Schutzzonen nicht 
mit den Flurstücksgrenzen übereinstimmen, müssen die Teilflächen in den Planunterla-
gen genau bezeichnet werden. 
 
Im Anschluss daran werden folgende Unterlagen benötigt: 
 

a) unbeglaubigte Abzeichnungen aus dem Katasterkartenwerk mit den Grenzen 
 des Wasserschutzgebietes (im Regelfall 8-fach), 

 
b) topographische Karten (i. M. 1 : 10.000 oder 1 : 25.000, bei sehr großen Wasser-

schutzgebieten 1 : 50.000) mit der Darstellung des gesamten Wasser-schutzge-
bietes und der Gemarkungsgrenzen (im Regelfall 16-fach, sowie Exemplare für die 
vom Wasserschutzgebiet betroffenen Gemeinden); 

 
c) eine geeignete Druckvorlage der vorgenannten topographischen Karten mit einge-

tragenem Wasserschutzgebiet als Folie zur Veröffentlichung im Staatsanzeiger 
(1fach); 

 
d) eine Aufzählung der in die jeweiligen Schutzzonen einbezogenen Flurstücke 

(Zone/n I), Fluren (Zone/n II) und Gemarkungen (Zone III) mit einem Hinweis auf 
evtl. nur teilweise betroffene Flurstücke, Fluren und Gemarkungen, 

 
Die genannten Unterlagen können von der Oberen Wasserbehörde oder vom Hessi-
schen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (gegen Kostenerstattung) er-
stellt werden. Ggf. ist eine entsprechende Kostenübernahmeerklärung vorzulegen. 
 
Eine Bearbeitung durch einen sachverständigen Dritten oder den Wasserversorger selbst 
ist möglich. Die Bearbeitung hat dann in Abstimmung mit der Oberen Wasserbehörde 
bzw. dem Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie zu erfolgen 
 
Soweit erforderlich kann die Obere Wasserbehörde zusätzliche bzw. andere Karten /Un-
terlagen auf Kosten des Trägers der Wasserversorgung anfordern. Zum Beispiel: 

 
a) eine Darstellung der in den vorgesehenen Schutzzonen bereits vorhandenen Nut-

zungen, 
 

b) eine Aufstellung der in den Zonen II und III/IIIA befindlichen Gewerbebetriebe und 
unter Bergaufsicht stehenden Betriebe, die aus dem Gewerbekataster bzw. dem 
Betriebsverzeichnis ersichtlich sind (Branche, Standort, Eigentümer/Betreiber). 
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Sofern das Wasserschutzgebiet in die Klasse C (Nitratwerte > 25 mg/l) eingestuft wird 
und landwirtschaftliche Flächen im Wasserschutzgebiet liegen, beauftragt der Wasser-
versorger einen sachverständigen Dritten mit der Erstellung eines Gutachtens zur  
Nitrataustragungsgefährdung (NAG-Gutachten) mit folgenden Unterlagen: 
 
a) eine Bodenkarte des Wasserschutzgebietes,  
b) eine aus der Bodenkarte abgeleitete einheitentreue Karte der Nitrataustragsge-

fährdung in 5 Klassen, 
c) eine parzellenscharfe Karte der Nitrataustragsgefährdung in 5 Klassen und 
d) eine Nutzungskartierung der landwirtschaftlichen Nutzflächen. 
 
Bei der Erstellung der Unterlagen hat der sachverständige Dritte die Vorgaben der Ar-
beitshilfe „Ermittlung der Nitrataustragungsgefährdung in Wasserschutzgebieten auf 
Grundlage von Auswertungen der Bodenflächendaten 1 : 5.000, landwirtschaftliche Nutz-
fläche (BFD5L)“ anzuwenden. Weitergehende Informationen hierzu finden sich auf der 
Internetseite des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
(www.hlnug.de). Die geforderten Kartenwerke sind jeweils in 5-facher Ausfertigung im 
Maßstab 1 : 5.000 zu erstellen. Die Kartierung kann auf vorhandene bodenkundliche Gut-
achten oder Bodenkarten des Hessischen Landesamtes für Umwelt und Geologie aufge-
baut werden. Die Vorgehensweise bei der Erstellung der Karten sollte im Vorfeld mit dem 
Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie abgestimmt werden. 
 
Das NAG-Gutachten bedarf der Abnahme durch die Obere Wasserbehörde. Dazu leitet 
der sachverständige Dritte ein Exemplar des Gutachtens vorab der Oberen Wasserbe-
hörde zu, die dieses dann zur Plausibilitätskontrolle an das Hessische Landesamt für 
Naturschutz, Umwelt und Geologie weiterleitet. Nach erfolgter Zustimmung liefert der 
sachverständige Dritte die geforderte Anzahl der Gutachtenexemplare an die Obere 
Wasserbehörde aus. Die Obere Wasserbehörde versendet davon je 1 Exemplar an den 
Träger der Wasserversorgung und an das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt 
und Geologie. 
 
Aufbauend auf der parzellenscharfen Karte der Nitrataustragungsgefährdung und in Ab-
stimmung mit der zuständigen Landwirtschaftsverwaltung und ggf. unter Einbeziehung 
der Betroffenen (z. B. Landwirte) wird vom sachverständigen Dritten ein Vorschlag für die 
zu erlassenen Ver- und Gebote im Wasserschutzgebiet erarbeitet. 
 
  

http://www.hlnug.de/
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2.3 Station 2 - Entwurfsverfahren 
 
Das Dezernat 41.1 erstellt auf der Grundlage der vorgelegten Unterlagen einen Verord-
nungsentwurf und leitet diesen mit dem erforderlichen Kartenmaterial den Trägern öffent-
licher Belange (TÖB) zur Stellungnahme zu. 
 
Bei der Erstellung des Verordnungsentwurfes sind die für das Wasserschutzgebiet not-
wendigen Ver- und Gebote festzulegen. Die Notwendigkeit der einzelnen Schutzbestim-
mungen ist im Hinblick auf den konkreten Einzelfall zu überprüfen. 
 
Im Regelfall werden folgende TÖB beteiligt:  
 
- die betroffenen Kommune(n), 
- das HLNUG, 
- die Untere Wasserbehörde, 
- das Gesundheitsamt, 
- die Landwirtschaftsverwaltung, 
- die Untere Bauaufsichtsbehörde, 
- das Forstamt (Hessen-Forst), 
- die Straßenbauverwaltung (Hessen-Mobil), 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 
- die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, 
- die Deutsche Bahn 
- die Telekom 
- der hess. Bauernverband e. V. bzw. der zuständige Kreisbauernverband, 

 
sowie die RP-internen Stellen 
- Landesplanung 
- Obere Naturschutz- und Obere Forstbehörde 
- Obere Landwirtschaftsbehörde 
- Bergaufsicht 
- Obere Bodenschutzbehörde 

  
Es obliegt der Oberen Wasserbehörde, eventuell weitere betroffene Behörden und Insti-
tutionen als TÖB zu beteiligen. 
 
Für die Abgabe ihrer Stellungnahme wird den TÖB eine Frist von 6 Wochen vorgegeben. 
 
Gleichzeitig mit der Beteiligung der TÖB wird die Offenlegung und Bekanntmachung des 
Verordnungsentwurfes des hydrogeologischen und ggf. bodenkundlichen Gutachtens 
und der Schutzgebietskarten in den betroffenen Städten und Gemeinden veranlasst, um 
auch sonstigen Personen, Stellen oder Einrichtungen, die von der Festsetzung des Was-
serschutzgebietes betroffen sein könnten, die Möglichkeit zu geben, Bedenken und An-
regungen gegen die geplante Wasserschutzgebietsfestsetzung vorzubringen. Die Offen-
legung erfolgt für 2 Monate und wird vorher in den betroffenen Städten und Gemeinden 
ortsüblich bekannt gemacht. 
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Die Bekanntmachung muss den Ort an dem der Entwurf mit den zugehörigen Unterlagen 
für zwei Monate offen liegt und den Ablauf der Frist zum Vorbringen von Anregungen und 
Bedenken (1 Monat nach Ende der Offenlegung) beinhalten. 
 
Die bei dem Träger der Wasserversorgung, den beteiligten Städten und Gemeinden und 
der Oberen Wasserbehörde eingegangenen Bedenken und Anregungen werden geprüft 
und erforderlichenfalls den jeweils zuständigen Fachbehörden (z. B. HLNUG) zur Stel-
lungnahme übersandt. 
 
Nach Prüfung der vorgebrachten Bedenken und Anregungen kann ein Erörterungstermin 
durchgeführt werden. Dies soll insbesondere dann geschehen, wenn besondere Anfor-
derungen an die landwirtschaftliche Nutzung im Wasserschutzgebiet in der Schutzge-
bietsverordnung enthalten sein sollen. 
 
Gegebenenfalls kann dieser Erörterungstermin zu einer Änderung des geplanten Was-
serschutzgebietes, d. h. entweder seiner Grenzen oder aber der in der Verordnung ent-
haltenen Ge- und Verbote, führen.  
 
Ist dies der Fall, so kann die Erstellung und Vorlage geänderter Schutzgebietskarten 
und/oder die erneute Bekanntmachung und Offenlegung eines geänderten Verordnungs-
entwurfes erforderlich sein. Das Festsetzungsverfahren beginnt dann neu in dem jewei-
ligen Stadium. 
 
Führen die vorgebrachten Anregungen und Bedenken zu keiner Änderung der vorgese-
henen Ver- und Gebote bzw. der Abgrenzung des Wasserschutzgebietes, so sind die 
Betroffenen im Rahmen des weiteren Verfahrens unter Angabe von Gründen zu infor-
mieren, weshalb ihre Anregungen und Bedenken im Verfahren keine Berücksichtigung 
finden können. 
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2.4 Station 3 - Erlass der Rechtsverordnung 
 
Die Obere Wasserbehörde setzt das Wasserschutzgebiet gemäß § 51 WHG in Ver-
bindung mit § 13 HWG als Rechtsverordnung fest. 
 
Nach der Abwägung aller Anregungen und Bedenken, wird die Wasserschutzgebietsver-
ordnung erstellt. 
Die Verordnung ist im Staatsanzeiger für das Land Hessen zu veröffentlichen.  
Mit dieser Veröffentlichung tritt die Verordnung in Kraft. 
 
Die betroffenen Städte und Gemeinden machen die Verordnung ortsüblich bekannt.  
 
Folgende Stellen erhalten eine Ausfertigung der Verordnung mit Planunterlagen: 
 

a) Obere Wasserbehörde beim Regierungspräsidium Gießen, 
b) der Wasserversorger, 
c) das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie, 
d) die Untere Wasserbehörde, 
e) das Gesundheitsamt, 
f) die zuständige Landwirtschaftsverwaltung, 
g) das Forstamt, 
h) die Bauaufsichtsbehörde, 
i) das Hessische Landesamt für Straßen- und Verkehrswesen 
j) die direkt betroffene Gemeinde (sofern sie nicht selbst Wasserversorger 

ist), 
k) die Obere Naturschutzbehörde und 
l) die Obere Landesplanungsbehörde. 

 
 
Durch die zuständige Landwirtschaftsverwaltung wird der Verordnungstext an die von der 
Festsetzung des Wasserschutzgebietes betroffenen Land- und Forstwirte verteilt. 
 
Mit dem Eintrag des Wasserschutzgebietes bzw. der Wasserschutzgebietsverord-
nung in das Wasserbuch (§ 87 Absatz 2 Ziffer 2 WHG) ist das Festsetzungsverfah-
ren abgeschlossen.  
 
Sind gemäß § 52 Abs. 4 WHG Entschädigungen zu leisten, so wird über diese in einem 
besonderen Verfahren nach Inkrafttreten der Wasserschutzgebietsverordnung entschie-
den. 
 
Da das Wasserschutzgebiet durch Rechtsverordnung ausgewiesen wird, ist das geeig-
nete und zulässige Rechtsmittel, die Durchführung eines Normenkontrollverfahrens ge-
mäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof in Kas-
sel, in dem die Rechtmäßigkeit der Verordnung bzw. des Festsetzungsverfahrens geprüft 
wird. 
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2.5 Zeitlicher Verfahrensablauf 
 
Die Dauer eines Festsetzungsverfahrens ist auf den jeweiligen Einzelfall bezogen 
(Größe, Lage, vorhandene Gefährdungspotentiale etc.) sehr unterschiedlich. 
 
Nachfolgend aufgeführte Zeiten sind daher als Richtschnur zu sehen: 
 
 
 Station 0 Station 1 Station 2 Station 3 
 
 
 
 
 
 
 
 bis zu 6 Monate bis zu 15 Monate bis zu 12 Monate bis zu 3 Monate 
 
 
 
  

Grundla-
generfas-
sung 

Grundla-
generstel-
lung 

Anhörungs-
verfahren 

Entscheidung; 
Erlass der 
Verordnung 
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3. Zeitmanagement: Ihr Verfahren 
 
 
Zeit ist (häufig) Geld.  
Um die Verfahren besser als bisher steuern zu können, setzen wir uns für jedes konkrete 
Verfahren Sollzeiten und überwachen diese, damit wir einen zügigen Verfahrensablauf, 
natürlich unter Beachtung der gesetzlichen Rahmenbedingungen gewährleisten können. 
Die folgende Abbildung zeigt das Muster eines solchen Kontoauszuges: 
 
 

Bezeichnung Soll-Termin Ist-Termin 
Eingang der Festsetzungsunterlagen gemäß 2.1   
Vollständigkeitsprüfung   
Unterlagen sind vollständig - Einleitung des Verfah-
rens 

6 Wochen  

Grundlagenerstellung gemäß 2.2   
Erstellung des Verordnungsentwurfes   
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 6 Wochen  
Öffentliche Bekanntmachung/Offenlegung 2 Monate  
Ende der Frist für Bedenken und Anregungen 1 Monat  
Stellungnahmen der Fachbehörden   
Erörterungstermin   
Entscheidung   
Erlass der Rechtsverordnung   
Versendung an Behörden und Einwender   
Bekanntmachung in betroffenen Kommunen   
Veröffentlichung im Staatsanzeiger/Inkrafttreten   
Wasserbucheintrag   
Verfahrensende   

 
 
Wir können leider nicht für jedes Verfahren gewährleisten, dass der angestrebte zeitliche 
Ablauf auf Woche oder Monat genau einzuhalten ist. Die Komplexität der Wasserschutz-
gebietsverfahren sowie die Abwägung und der Ausgleich der verschiedenen widerstrei-
tenden Interessen können im Einzelfall zu Verzögerungen führen. 
 
Wir verstehen die Soll-Daten des konkreten Verfahrens dennoch als eine Selbstverpflich-
tung, die wir im Interesse einer effizienten Aufgabenerfüllung beachten wollen. Ein Ab-
schluss des Wasserschutzgebietsverfahrens soll innerhalb von maximal 36 Monaten er-
reicht werden. 
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4. Unser Anliegen: Kundenzufriedenheit 
 
 
Die Festsetzung von Wasserschutzgebieten ist ein gesetzlicher Auftrag. 
Im Rahmen dieses gesetzlichen Auftrages werden wir, die Interessen der Einzelnen in-
tegrieren und gegenüber den öffentlich-rechtlichen Belangen des Grund- und Trinkwas-
serschutzes abwägen.  
 
Unser Anliegen bei der Festsetzung von Wasserschutzgebieten ist es, allen Beteiligten - 
insbesondere den Wasserversorgern - das Verfahren zur Festsetzung von Wasser-
schutzgebieten transparent und die einzelnen Verfahrensschritte verständlich zu ma-
chen. 
 
Unser Ziel ist auch immer die weitere Optimierung der Verfahrensabläufe und die Nut-
zung aller Möglichkeiten der Verfahrensbeschleunigung unter Beibehaltung einer hohen 
Qualität. 
Helfen Sie uns dabei, indem Sie uns Ihre Einschätzung des Verfahrensablaufs mitteilen 
und auch mögliche Verbesserungsvorschläge nennen. 
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5. Ansprechpartner beim Regierungspräsidium Gießen 
 
 
Das Regierungspräsidium Gießen ist für die fünf mittelhessischen Landkreise 
 

• Gießen  
• Lahn-Dill 
• Limburg-Weilburg 
• Marburg-Biedenkopf und 
• Vogelsberg 

 
zuständig. 
 
Die Verfahren zur Festsetzung von Wasserschutzgebieten führt das Dezernat 41.1 
durch. 
Sie finden uns im Behördengebäude in der Marburger Str. 91 in 35396 Gießen. 
Postanschrift: Landgraf-Philipp-Platz 1-7, 35390 Gießen 
 
 
Ihre Ansprechpartner für Wasserschutzgebiete in den Landkreisen sind: 
 
Gießen Frau Theiss  (0641) 303 4151 
Lahn-Dill-Kreis Frau Kasseckert  (0641) 303 4144 
 Herr Reinsberg  (0641) 303 4142 
Limburg-Weilburg Herr Fuchs  (0641) 303 4136 
Marburg-Biedenkopf Frau Wendel  (0641) 303 4153 
 Herr Dr. Leps  (0641) 303 4130 
Vogelsberg Frau Koch  (0641) 303 4134 
 Herr Pior  (0641) 303 4143 
 
Verantwortlicher  
Dezernatsleiter ist Herr Krug  (0641) 303 4133 
 
 
Unsere Sprechzeiten 
montags bis donnerstags  von 8.00 bis 16.00 Uhr  
freitags  von 8.00 bis 15.00 Uhr 
 
Selbstverständlich können auch Termine außerhalb der oben genannten Sprechzeiten 
vereinbart werden. 
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6. Anlage 
 

Merkblatt 
Mindestanforderungen an die Erstellung von Wasserschutzgebiets-
gutachten / hydrogeologischen Gutachten in Hessen von sachverstän-
digen Dritten 
 
Die nachstehenden Aufzählungen beschreiben die Mindestanforderungen an ein hydro-
geologisches Gutachten zur Festlegung von Wasserschutzgebieten. Sofern ein sach-
verständiger Dritter mit der Erstellung des hydrogeologischen Gutachtens beauftragt 
wird, können diese Informationen dem externen Gutachter für die Erstellung des Gut-
achtens zur Verfügung gestellt werden. (vgl. auch Kap. 4.7 dieses Handbuchs) 
 

1) Grundlagen:  

a) DVGW-Regelwerk Technische Regeln – Arbeitsblatt DVGW W 101 (A) (Stand: 
März 2021) definiert die Anforderungen an die Schutzziele und Schutzzonen von 
Trinkwasserschutzgebieten für Grundwasser.  

 
b) Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA): Richtlinien für Heilquellenschutzge-

biete (Januar 1998) beschreibt die Anforderungen an die Festlegung des Bil-
dungstyps von Heilquellen und deren qualitativen und quantitativen Schutzzo-
nen. Eine Festsetzung von Heilquellenschutzgebieten ist nur für amtlich aner-
kannte Heilquellen zulässig. 
 

2) Titel:  

Hydrogeologisches Gutachten zur Festsetzung eines Wasserschutzgebietes, Name 
der Gewinnungsanlage, Wasserversorgungsunternehmen, Gemeinde/Stadt, Gemar-
kung, Flur, Flurstück, Landkreis; Auftraggeber, Autor; 
 

3) Veranlassung:  

Sachlage, Auftrag, Auftraggeber, Ortstermin mit Ergebnisniederschrift 
 

4) Verwendete Unterlagen 

 
5) Lage und technische Angaben zur Gewinnungsanlage: 

Art (Brunnen, Quelle, Stollen), Lage (Koordinaten: DHDN 3 GK3; ETRS 89 UTM 32), 
Brunnenkopf / Sickerleitung Höhenangabe in [m ü. NN], Messpunkthöhe in [m ü. 
NN], Baujahr oder Fertigstellungsdatum, Ausbaudaten (Brunnenausbau und 
Schachtbauwerk; Sickerstränge / Quellfassung und Sammelschacht), Ausbauzeich-
nung und Lageplan der Gewinnungsanlagen auf ALK-Lageplan); Beschreibung der 
Anbindung an Wasserbehälter; Angaben zur Rohwasseraufbereitung; 
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6) Geologische und Hydrogeologische Verhältnisse 

Naturräumliche Gliederung, Hydrogeologischer Teilraum, Geologische Karte 
(GK25), Tektonische Verhältnisse, Bohrprofil / lithologisches u. stratigraphisches 
Schichtenverzeichnis, Durchlässigkeit (kf-Wert, Gebirgsdurchlässigkeit); 
Genutzte Grundwasserleiter, Grundwasserstockwerksbau, Grundwassergeringleiter; 
Grundwasserneubildungsrate, nutzbares Grundwasserdargebot; Grundwasser-
stände, ggf. Grundwassergleichenplan aus Grundwassermessstellennetz, ggf. 
Grundwasserflurabstandskarte; 
 

7) Schutzwirkung der Grundwasserdeckschichten 

Berechnung / Abschätzung nach Hölting, B. et al. (1995): Konzept zur Ermittlung der 
Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung. - Geol. Jb., C 63, S. 5-24, 5 Tab., 
Hannover.  
 

8) Entnahmeraten / Quellschüttungsraten 

Jährliche Entnahmeraten, natürliche Quellschüttungsraten 
Wasserrecht 
Pumpversuch, Ruhewasserspiegel, Betriebswasserspiegel 
 

9) Beschaffenheit des Grundwassers / Rohwassers 

Tabellarische Übersicht der Rohwasserbeschaffenheit über mehrere Jahre,  
 

10) Abgrenzung des hydrogeologischen Einzugsgebietes 

Beschreibung der hydrogeologischen Modellvorstellung 

11) Abgrenzung der Schutzzonen 

Hinweis: Es ist ein parzellenscharfer Abgrenzungsvorschlag einzelner Schutzzonen 
vorzulegen. 
Trinkwasserschutzgebiet: qualitative Zonen I, II, III oder IIIA / IIIB 

Heilquellenschutzgebiet: qualitative Zonen I, II, III oder IIIA / IIIB; quantitative Zonen 
A und B; 

12) Vorschläge zum Ver- und Gebotskatalog des QM-Verfahrensbuchs 

Zusätzlich Einstufung des Wasserschutzgebietes in die Klassen A, B oder C auf-
grund der Nitratkonzentration im Rohwasser;  

Äußerungen, sofern möglich, zur Straßenentwässerung (Thema Versickerung) und 
zur Notwendigkeit eines Verbots von org. Düngung und Beweidung in Zone II 
 

13) Vorranggebiete für die Rohstoffgewinnung 

Kurze Darstellung und ggf. Lageplan; 
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14) Altlasten und Altstandorte  

Kurzbeschreibung bekannter Altablagerung und Altstandorte oder tabellarische 
Übersicht mit Altis-ID, Koordinaten, Zuordnung zu den Zonen I – III; 

15) Konkurrierende Nutzungen 

u.a. Straßen, Ortslagen, Industrie-/Gewerbegebiete, Vorrangflächen Windenergie 
 

16) Flächennutzung in [km²] und [%] in den Zonen I – III 

In tabellarischer Darstellung. 

17) Anlagen zum Gutachten:  

Hinweis: Darstellung der Lagepläne mit aktuellen topographischer Kartenblättern 
und Katasterblättern in digitaler Form;  
 
Lageplan der Schutzzonen (1 : 25.000, 1 : 15.000 bzw. 1 : 10.000); 
Lageplan zur parzellenscharfen Abgrenzung der Schutzzonen I, II, III (1 : 2.000 bzw. 
1 : 5.000);  
Flächennutzungskarte (1 : 25.000, 1 : 15.000 bzw. 1 : 10.000); 
 
 

Für die Festsetzung von Trinkwasser- und Heilquellenschutzgebieten erforderliche Kar-
ten- und Datensätze: 
 
Trinkwasserschutzgebiete 

1. Übersichtskarte 
Darstellung des Schutzgebietes auf Basis der TK25/DTK25 im Maßstab 
1 : 10.000 oder 1 : 25.000 
 

a. Zone I: schwarze durchgezogene Linie oberhalb der topografischen Ebene, 
flächenhafte rote Darstellung innen unterhalb der topografischen Ebene 

b. Zone II: gestrichelte schwarze Linie oberhalb der topografischen Ebene, in-
nenliegende blaue durchgezogene Linie unterhalb der topografischen 
Ebene 

c. Zone III bzw. IIIA: schwarze durchgezogene Linie oberhalb der topografi-
schen Ebene, innenliegende gelbe durchgezogene Linie unterhalb der topo-
grafischen Ebene 

d. Zone IIIB: schwarze durchgezogene Linie oberhalb der topografischen 
Ebene, innenliegende braune durchgezogene Linie unterhalb der topografi-
schen Ebene 

e. Darstellung der Gewinnungsanlage mit Punkt bzw. Linie und Name  
f. Bezeichnung der Kommunen und der Gemarkungen 
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2. Staatsanzeigerkarte  
 Darstellung des Schutzgebietes auf Basis der TK25/DTK25 im Maßstab 

1 : 25.000 oder 1 : 50.000 
 

a. Zone I: schwarze flächenhafte Darstellung oberhalb der topografischen 
Ebene 

b. Zone II: gestrichelte schwarze Linie mit einer innenliegenden grauen Linie 
(R/G/B 130/130/130, CMYK 0/0/0/50) oberhalb der topografischen Ebene 

c. Zone III bzw. IIIA: schwarze durchgezogene Linie mit einer innenliegenden 
grauen Linie (R/G/B 156/156/156, CMYK 0/0/0/40) oberhalb der topografi-
schen Ebene, bei IIIA unter Angabe  

d. Zone IIIB: schwarze durchgezogene Linie mit einer innenliegenden grauen 
Linie (R/G/B 178/178/178, CMYK 0/0/0/30) oberhalb der topografischen 
Ebene 

e. Bezeichnung der Kommunen 
 

3. Detailkarte  
 Darstellung des Schutzgebietes auf Basis der Amtlichen Liegenschaftskarte 

(ALK) je nach Größe in einem der folgenden Maßstäbe: 1 : 2.000, 1 : 2.500 oder 
1 : 5.000 

 
a. Zone I: schwarze durchgezogene Linie oberhalb der Kartenebene, innenlie-

gende rote durchgezogene Linie unterhalb der Kartenebene 
b. Zone II: gestrichelte schwarze Linie oberhalb der Kartenebene, innenlie-

gende blaue durchgezogene Linie unterhalb der Kartenebene 
c. Zone III bzw. IIIA: schwarze durchgezogene Linie oberhalb Kartenebene, 

innenliegende gelbe durchgezogene Linie unterhalb Kartenebene 
d. Zone IIIB: schwarze durchgezogene Linie oberhalb der Kartenebene, innen-

liegende braune durchgezogene Linie unterhalb der Kartenebene 
e. Darstellung der Gewinnungsanlage mit Punkt bzw. Linie und Name  
f. Darstellung von Flurstückzähler, falls gegeben Flurstücksnenner, Fluren, 

Kommunen und Gemarkungen mit der entsprechenden Farbgebung für die 
ALK 

g. eine Aufzählung (Excel-Liste) der einbezogenen Flurstücke (für Zone I), 
Fluren (für Zone II) und Gemarkungen (für Zone III) mit einem Hinweis auf 
evtl. nur teilweise betroffene Flurstücke, Fluren und Gemarkungen 
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